
DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Kommission
JÖRG THALMANN

In ihrem dritten Jahr gewann die von Jacques Delors präsidierte Kommission der
Europäischen Gemeinschaften das Selbstbewußtsein zurück, welches 1985 unter
der Führung des neuen Chefs kometenhaft gestiegen und 1986 schwankend ge-
worden war1. Zu dieser Konsolidierung führten die zwei Hauptereignisse der Be-
richtsperiode, neben denen alle anderen zurücktreten. Das Inkrafttreten der Ein-
heitlichen Europäischen Akte (EEA) am 1. Juli 19872 stärkte die Kommission
rechtlich-institutionell mit einer ganzen Reihe von Änderungen in den Römi-
schen Verträgen, die im zweiten Teil dieses Beitrags dargestellt werden. Das al-
lein hätte nicht ausgereicht, doch füllte Delors diesen Rahmen mit seiner Be-
handlung der Finanz- und Agrarreform so meisterhaft aus, daß Anfang 1988 die
der Kommission institutionell zugedachte Machtposition auch in der Tagespolitik
wieder unbestritten schien.

Erste Bilanz der , ,Delors-Renaissance"

Delors hat - nicht allein, aber von seiner Kommissionszentrale aus mit einem
Überblick und einer Unparteilichkeit, die unersetzlich sind - die EG wieder in ei-
ne fundamentale, langfristige, global ausgewogene Bewegung gebracht. Es war
dies eine bewußte Strategie, wie er am 20. Januar 1988 vor dem Europäischen
Parlament in einem Rückblick auf seine drei ersten Kommissionsjahre skiz-
zierte3.

Als er 1985 acht Tage nach seiner Amtsübernahme vor dem Parlament die
Idee lancierte, bis 1992 alle innergemeinschaftlichen Grenzen aufzuheben,
wünschte er - erklärte er drei Jahre später - mit dem Thema Binnenmarkt ein
„Konsens-Terrain für die Wiederbelebung der Gemeinschaftsdynamik" zu
schaffen. Freimütig bekannte er sich zu einem erstaunlichen Manko seiner dama-
ligen Binnenmarktvision: „Ich ermaß deren wirtschaftliche Notwendigkeit, doch
deren politische Kraft hatte ich nicht ganz erfaßt." Das erkärt die Reserve, mit
der er anfänglich den institutionellen Reformbestrebungen entgegentrat4. Die
Verwirklichung des Binnenmarktes, sah er im Rückblick verwundert, machte aus
Wirtschaftsmanagern militante Europäer, zwang die Regierungen zu Zusammen-
arbeit und Vertrauen und enthielt Ungleichgewichtsrisiken, welche ihrerseits
wieder zum Handeln zwangen. Den ersten Test bestanden die Regierungen der
Mitgliedstaaten mit der Aushandlung der Einheitlichen Europäischen Akte, für
welche der Binnenmarktplan politischer Motor, konzeptionelle Zentralachse,
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sachlicher Kernbereich, institutioneller Reformimpuls und Kompromißkatalysa-
tor war5. Doch wurde 1986 plötzlich ungewiß, ob die Regierungen auch den poli-
tischen Mut aufbringen würden, EEA und Binnenmarkt zu verwirklichen.

Die Finanz- und Agrarreform

Der Anfang des Entscheidungsjahrs 1987 war nicht ermunternd. Wegen der Be-
fristung des Fontainebleau-Kompromisses auf vier Jahre drohten die Finanzstrei-
tigkeiten unter den Mitgliedstaaten erneut aufzubrechen und riefen nach frühzei-
tiger Behandlung. Trotzdem hatte Delors auf dem Europäischen Rat vom 5./6.
Dezember 1986 in London die Regierungschefs förmlich um die Erlaubnis anbet-
teln müssen, ihnen seine Lösungsideen auf einer Rundreise vortragen zu dürfen6.
Aus dem Benehmen gewisser Regierungschefs hätte er geradezu auf eine heimli-
che Freude schließen können, ihn aufs Glatteis zu führen7. Anfang 1987 hielt je-
dermann die Finanz- und Agrar-Reform für unlösbar und die Aufgabe, Lösun-
gen dafür vorzuschlagen, für eine politische Selbstmordmission, weil jeder Vor-
schlag fast alle Mitgliedstaaten brüskieren mußte. So reagierten der deutsche
Bundeskanzler Kohl und sein Landwirtschaftsminister Kiechle mit heftigen per-
sönlichen Angriffen auf Delors, als bekannt wurde, daß seine Globalkonzeption
auch drei für Bonn „inakzeptable" Elemente umfaßte - Getreidepreissenkung,
Fettsteuer und Abschaffung des Agrargrenzausgleichs8. In Hintergrundgesprä-
chen drückte Delors seine Enttäuschung über die Bonner Regierung aus, die es
ihm schlecht lohne, daß er in der europäischen Grundsatzdebatte über die Land-
wirtschaft die deutsche Zentralforderung - Aufrechterhaltung der Familienbe-
triebsstruktur - gegen die britisch-niederländischen Rationalisierungsmodelle
verteidigt habe.

Verknüpfung der Finanzreform mit der Akte

Die Antwort auf alle Anfechtungen gab Delors am 15. Februar 1987 im Straßbur-
ger Plenum, als er die Kommissionsmitteilung „Die Einheitliche Akte muß ein
Erfolg werden - Eine neue Perspektive für Europa" vorlegte9. Zusammen mit
dem detaillierteren Bericht über die Finanzierung des Gemeinschaftshaushalts10

war dies die Frucht der auf dem Londoner Gipfel bewilligten Rundreise: ein kon-
sensfähiges Gesamtfresko für die Finanz- und Agrarprobleme.

Es war ein großer Wurf, aber das sollte sich erst im Rückblick herausstellen.
Zunächst wurde er arg zerzaust11. Beim Brüsseler Europäischen Rat vom 29./30.
Juni 1987 eliminierten die Regierungschefs die Margarinesteuer und die Idee ei-
ner auf den Agrarsaldo bezogenen Rückzahlung an Großbritannien. Die „Haus-
haltsdisziplin" der Kommission war nach den korrigierenden Eingriffen von Fi-
nanzministern und Regierungschefs kaum mehr wiederzuerkennen. Zur Vorlage
jenes Vorschlags von Flächenstillegungen im Ackerbau, der schließlich zum
Schlüssel für den Gesamterfolg wurde, mußte die Kommission gezwungen wer-
den. Von den fünf Hauptstücken des Globalvorschlags - Haushaltsdisziplin,
Agrarstabilisatoren, vierte Finanzquelle, Strukturfonds und England-Rabatt -
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wurde nur die Verdoppelung der Strukturfonds voll und die vierte Finanzquelle
weitgehend nach den Kommissionsvorschlägen verwirklicht. Mehrmals hing die
Einigungschance an einem Faden.

Die Lösung

All dem zum Trotz geschah eines der Wunder, welche in der EG seit 1984 gar
nicht mehr so selten sind. Der Brüsseler Sondergipfel vom 11./12. Februar 1988
löste Probleme, welche die Gemeinschaft von 1979 bis 1984 gelähmt hatten, in
der Rekordzeit von einem Jahr. Das widerlegt die Behauptung, die Entschei-
dungsfindung in der EG werde mit zunehmender Mitgliederzahl schwieriger.
Und es beweist, daß es sich für alle Mitgliedstaaten lohnt, einen starken Kommis-
sionspräsidenten zu haben und ihm die traditionellen Vermittlungsmissionen zu
lassen, welche die Regierungschefs seit Jahren immer mehr einem der Ihren zu-
geschanzt hatten12.

Natürlich ist das Wunder nicht nur das Verdienst von Delors. Entscheidend
war wohl, daß in allen zwölf Mitgliedstaaten die Schwelle, bei der die Vorteile ei-
ner gutgeölten EG über nationale Sonderinteressen zu triumphieren beginnen,
klar überschritten worden ist. Das wurde nirgends deutlicher als im Verhalten
Margaret Thatchers. Sie hat auf dem Brüsseler Sondergipfel 1988 ihren acht Jah-
re lang gehegten Traum fahren lassen, die EG-Agrarpolitik radikal zu rationali-
sieren. Dabei nahm sie in Kauf, daß ihr atypisches Nachgeben die britische Öf-
fentlichkeit in verständnislose Konsternation stürzte.

Ohne Delors' Wurf vom 15. Februar 1987 hätten aber die Regierungschefs
wahrscheinlich keine Chance zu diesem historischen Kompromiß gehabt. Ent-
scheidend war wohl wiederum, wie 1985, seine Kunst, einen Gesamtkompromiß
so darzustellen, daß alle Einzelinteressen und Sachsektoren plastisch hervortre-
ten, ohne das Globalgleichgewicht zu stören. Die Regierungschefs erwarteten
wohl von ihm - wie von Gaston Thorn 1981" - einen rein technokratischen Vor-
schlag zur Finanz- und Agrarreform. Mit dem Titel „Die Einheitliche Akte muß
ein Erfolg werden" stellte jedoch Delors diese zwei Sachprobleme unter das
Dach der eben erst errungenen Institutionenreform, womit er auch das Interesse
an deren praktischer Durchführung wiedererweckte. Gleichzeitig placierte er die
beiden schmerzhaften Reformen mitten in die Dynamik des Binnenmarktplans,
der sogar eine so kühle Europäerin wie Margaret Thatcher faszinierte. Alle fünf
Hauptstücke der Februarbeschlüsse von 1988 sind formell und materiell mit dem
Zieljahr 1992 für die Vollendung des Binnenmarktes verknüpft. Mit der Verdop-
pelung der Strukturfonds gewann Delors die vier Süd-EG-Länder mit ihrer neu-
en Sperrminorität für die Fortsetzung des Binnenmarktprogramms, welches sie
sonst vermutlich blockiert hätten, weil sie sich ihm mit ihren zurückgebliebenen
Wirtschaftsstrukturen nicht gewachsen fühlen. Gleichzeitig wurde damit das
neue Kapitel „wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt", das auf Delors'
Drängen in den EWG-Vertrag eingefügt worden war, mit konkretem Inhalt ge-
füllt; Strukturfonds von insgesamt 15 Mrd. ECU jährlich werden ab 1993 zweifel-
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los makroökonomische Effekte auslösen. Binnenmarkt, Nord-Süd-Solidarität,
Wirtschaftskohäsion, neue Politiken, Einheitliche Europäische Akte, Agrarre-
form und jetzt auch noch die EG-Finanzordnung waren endlich in einem tragen-
den Gesamtfachwerk verstrebt, in welchem sich jeder Mitgliedstaat - mit Aus-
nahme einer leichten Reserve von Spanien - befriedigt wiederfand.

Historische Reminiszenzen

Zwei Vorgängern von Delors kommt ein historischer Teil des Verdienstes zu.
Die Grundkonzeption, den Finanzstreit aus bloßer Pfennigfuchserei herauszuhe-
ben und ihn in den Gesamtrahmen innovativer EG-Politiken einzubetten, war
1981 von Kommissionspräsident Gaston Thorn entwickelt worden14. Im Grunde
genommen war es ebenfalls schon diese Konzeption, die 1965 den Anlaß zum
denkwürdigen Bruch zwischen dem französischen Präsidenten Charles de Gaulle
und dem EWG-Kommissionspräsidenten Walter Hallstein gab. Für das eigent-
liche Motiv von de Gaulies EWG-Boykott - den Übergang von Einstimmigkeits-
zu punktuellen Mehrheitsbeschlüssen - konnte Hallstein nichts, das stand im
EWG-Vertrag. Doch lieferte ihm Hallstein wohl einen willkommenen Vorwand
zur Auslösung der Krise, als er Ende März 1965 vorschlug, der EWG eigene Fi-
nanzmittel zu verschaffen, deren allfällige Überschüsse für „Sonderaufgaben"
der Gemeinschaft verwendet werden könnten15. Historisch gesehen ist der Bruch,
der damals in die Gemeinschaft einzog und über zwanzig Jahre lang ihre finan-
zielle und institutionelle Eintracht vergiftete, am 12. Februar 1988 vom Brüsseler
Sondergipfel geschlossen worden.

Die Einheitliche Europäische Akte

Auf den Tag genau zwanzig Jahre vor dem Inkrafttreten der Einheitlichen Euro-
päischen Akte (EEA) hatte die Kommission den letzten tiefen institutionellen
Einschnitt erfahren. Am 1. Juli 1967 waren die Exekutiven der drei Europä-
ischen Gemeinschaften für Kohle und Stahl, Wirtschaft und Atom zu einer einzi-
gen Behörde verschmolzen worden. Seither hatte es nur noch institutionelle Än-
derungen von untergeordneter Bedeutung gegeben, vor allem Erhöhungen der
Mitgliederzahl parallel zu den Beitritten neuer Mitgliedsländer. Die langsame
Abwertung der Kommission in dieser Periode vollzog sich in der politischen Rea-
lität, nicht im institutionellen Rechtsraum16.

42 Eingriffe

Am 1. Juli 1987 machte nun die Einheitliche Europäische Akte17 nicht weniger als
42 rechtsrelevante Eingriffe in den Status der Kommission - von unterschiedli-
chem Gewicht, aber alle in der Richtung einer Stärkung oder Ausdehnung ihrer
Kompetenzen. Darüber hinaus kommt sie viermal vor in den der EEA am Schluß
beigefügten nicht rechtsverbindlichen „Erklärungen". Siebenmal schließlich
wird sie im Zusammenhang anderer Änderungen ohne Rechtsfolgen für sie sel-
ber erwähnt.
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Die 42 rechtsrelevanten Änderungen lassen sich nach Tätigkeitsgebieten wie
folgt aufgliedern: Institutionelles 13, Binnenmarkt elf, Forschung acht, Umwelt/
Gesundheit etc. vier, Regionalpolitik und Nord-Süd-Zusammenhalt innerhalb
der EG zwei, Sozialpolitik zwei, Auswärtige Beziehungen zwei, Wirtschaft und
Währung null. Diese Verteilung entspricht einigermaßen - mit Ausnahme von
,,Wirtschaft und Währung'' - der Streuung der durch die EEA bewirkten Ver-
tragsänderungen überhaupt.

Interessanter ist die Aufteilung nach Kommissionsfunktionen. 21 Änderungen
betreffen das Vorschlagsrecht der Kommission, sechs die Pflicht, sie anzuhören,
fünf beauftragen sie mit Vermittlungs- und Koordinationsfunktionen, vier for-
dern ihre Präsenz oder Teilnahme an Prozeduren und Organen (darunter Politi-
sche Zusammenarbeit und Europäischer Rat); drei neue Aufgaben der Aufsicht
oder des Einklagens säumiger Mitgliedstaaten werden ihr übertragen, zwei Arti-
kel befassen sich mit der Kommissionsbefugnis zur Durchführung von Ratsbe-
schlüssen und EG-Politiken, und in einem Fall bekommt die Kommission einen
Förderungsauftrag ohne rechtlich zwingende Steuerungsmöglichkeiten.

Das Vorschlagsrecht

Drei dieser Kategorien bringen der Kommission einen gewichtigen Statusgewinn
im Gesamtgefüge der EG-Institutionen. Von den 21 Änderungen, die um das
Vorschlagsrecht der Kommission kreisen, sind 15 Neuerungen, wo der Minister-
rat zwar - wie in fast allen Grundsatzbeschlüssen der EG - die Entscheidung
trifft, aber ,,auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit". Die al-
te Generalklausel, daß der Rat vom Vorschlag der Kommission nur einstimmig
abweichen darf, ist aber unverändert beibehalten. Und da der Rat den unseligen
„Luxemburger Kompromiß" in der Praxis hat fallenlassen und im Bedarfsfall
tatsächlich die qualifizierte Mehrheit sprechen läßt, gibt das der Kommission auf
dem am 1. Juli 1987 stark ausgeweiteten Anwendungsbereich dieser Prozedur
endlich die ganze Macht, welche ihr die EG-Gründer zugedacht hatten und die
der französische Präsident de Gaulle 1966 mit der Erpressung der De-facto-Ein-
stimmigkeitspraxis (eben des „Luxemburger Kompromisses") zunichtemachte.

Solange sowieso alle einverstanden sein mußten, stand die Kommission vor
dem Dilemma, entweder ihre Vorschläge den minimalistischen Neinsagern anzu-
passen oder an ihnen festzuhalten und damit das NichtZustandekommen eines
Beschlusses zu provozieren. Qualifizierte Mehrheitsbeschlüsse eröffnen ihr hin-
gegen wieder die dynamische Möglichkeit, ihre Vorschläge so zu steuern, daß
tatsächlich solche Mehrheiten zustande kommen. Denn auch das Recht, ihre
Vorschläge bis zum Ratsbeschluß abzuändern, hat sie behalten. Die 15 neu in
den EWG-Vertrag eingeführten Gelegenheiten, diese kraftvolle Prozedur für
den EG-Fortschritt einzusetzen, bestreichen ein weites Feld im Binnenmarkt, in
Forschungs- und Technologiepolitik, Kapitalverkehr, See- und Luftfahrt. In zwei
Fällen verpflichtet die Akte die Kommission, bei ihren Vorschlägen von einem
„hohen Schutzniveau" (u. a. für Umweltschutz) auszugehen bzw. die elastische

64 Jahrbuch der Europäischen Integration 1987/88



Die Kommission

Legislativform der Richtlinie zu wählen. Für vier Neuerungen schließlich (Ratio-
nalisierung der Strukturfonds, Forschungsrahmenprogramm, Gründung gemein-
samer EG-Forschungsunternehmen und Verwirklichung der umweltpolitischen
EG-Ziele) läßt die EEA die Kommissionsvorschläge auf das Erfordernis der Ein-
stimmigkeit im Ministerrat prallen.

Schiedsrichter zwischen Rat und Parlament

Ein großes Vertrauensvotum für die Kommission (allerdings auch ein spiegel-
bildliches Mißtrauensvotum gegen das Europäische Parlament) ist ihre neue
Schiedsrichterfunktion zwischen Ministerrat und Europäischem Parlament in de-
ren durch die EEA gestifteten Zusammenarbeit (und ihren vielen vorhersehba-
ren Konflikten). Die Abänderungswünsche der Parlamentarier gehen nicht di-
rekt an die Minister zurück, sondern müssen den obligatorischen Umweg über
die Kommission nehmen. Diese scheidet die ihr gut erscheinenden Änderungen
von den schlechten. Gegen den Willen der Kommission kann der Rat Ände-
rungsanträge aus Straßburg (die schon dort eine absolute Mehrheit des Plenums
erzielen mußten) nur einstimmig übernehmen, über die von der Kommission be-
fürworteten Parlamentsanregungen kann der Rat hingegen mit qualifizierter
Mehrheit abstimmen.

Durchführung der Ratsbeschlüsse

Ein unerfreuliches Kapitel schrieb der Ministerrat bei der von der EEA vorge-
schriebenen Festlegung der „Modalitäten" für die Durchführungsbefugnisse der
Kommission, die ihr der Rat grundsätzlich abzutreten hat18. Nach einem byzanti-
nischen Seilziehen unter den Mitgliedstaaten und gegen die Kommission kam der
Rat zehn Tage vor dem Inkrafttreten der EEA zu einer noch byzantinischeren
Schlußregelung19.

Der Rat läßt die Durchführung seiner Beschlüsse von Ausschüssen überwa-
chen, die je nach Empfindlichkeit des betreffenden Sektors die Exekutivarbeit
der Kommisson beratend, mitverwaltend oder regelnd begleiten. Wählen die Mi-
nister für ein bestimmtes Gebiet den Beratungsausschuß, so können sie ihre all-
fällige Unzufriedenheit mit einem Durchführungsakt der Kommission nur zu
Protokoll geben. Beim Verwaltungsausschuß können sie ihn verzögern und, falls
sie die erforderliche Mehrheit finden, ändern, ihn aber nicht endgültig verhin-
dern. Überall dort jedoch, wo sie den Regelungsausschuß wählen - und das kön-
nen sie nach Belieben - können sie nach Variante 2 mit einfacher Mehrheit den
Durchführungsakt der Kommission annullieren, ohne einen anderen Beschluß an
dessen Stelle setzen zu müssen. Wo immer sich eine negative Mehrheit von sie-
ben Mitgliedstaaten findet, kann also der Ministerrat eine rechtsgültig beschlos-
senen EG-Politik in der Exekutivphase wieder auf unbefristete Zeit blockieren.
Die bisherige Praxis zeigte, daß der Rat selbst für fünftrangige Angelegenheiten
zum strengsten Aufsichtsverfahren des Regelungsausschusses neigt. Das Europä-
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ische Parlament hat diesen Ratsbeschluß am 2. Oktober 1987 vor den EG-Ge-
richtshof gebracht20.

Die Bonner Regierung findet wenigstens ein Gutes an der Regelung: Sie hofft,
daß damit auch unerfreuliche Exekutivakte der Kommission wie protektionisti-
sche Schutzmaßnahmen in der Handelspolitik annulliert werden können21.

Diversifizierung

Die übrigen Statusänderungen sind von leichterem Gewicht, aber in ihrer Ge-
samttendenz zur Ausweitung und Differenzierung der Kommissionsrolle interes-
sant. Sie darf koordinationsfördernd in die nationalen Forschungspolitiken und
-Programme eingreifen und dem Sozialpartnerdialog Impulse verleihen. Bei der
Verwirklichung des Binnenmarktes bekommt sie eine für seinen Erfolg maßgeb-
liche Aufsichts- und Steuerungsrolle. Einmal hat sie mit zwei Zwischenstandsbe-
richten für die unerläßliche Parallelität der Fortschritte auf den verschiedenen
Sektoren zu sorgen. Und bei der erstmals offiziell in die EG eingeführten Mög-
lichkeit nationaler Variationen des EG-Rechts22 hat sie darauf zu achten, daß die
Mitgliedstaaten, die „nach unten" (wegen Unterentwicklung) oder „nach oben"
(wegen höherer Umwelt- und ähnlichen Anforderungen) von den EG-Vorschrif-
ten abweichen, dieses Privileg erstens nicht mißbrauchen und es zweitens so ge-
mäßigt einsetzen, daß das Gesamtgleichgewicht nicht gestört wird. In ihrer Hand
liegt somit die Feinsteuerung für die mit der Einheitlichen Europäischen Akte
geborene EG der drei Geschwindigkeiten.

Kompetenzzuwachs

Die Neigung zur Aufwertung der Kommission griff sogar über den Rechtsraum
hinaus auf die praktische Politik über. Es gibt einen Kompetenzzuwachs in Form
von Ministerrats- oder Gipfelkonferenz- oder auch EEA-Bestimmungen, welche
die Erreichung bestimmter Reformziele nicht direkt vereinbaren, sondern sie der
künftigen Vorschlags- und Kontrollfunkion der Kommission anvertrauen. Zum
Beispiel das „hohe Umweltschutzniveau", das sie gemäß EEA durch ihre Vor-
schläge gewährleisten soll, die Binnenmarkt-Ausnahmen für schwächere Volks-
wirtschaften oder in den Beschlüssen des Sondergipfels vom Februar 1988 die
geographische Konzentration der Strukturfonds-Aktion auf ärmste Regionen. In
diesen Fällen ist der Sonderauftrag aus einer höchst intensiven Auseinanderset-
zung auf dem Europäischen Rat hervorgegangen, der offensichtlich aus Zeitnot
die Detailregelung der für den Schlußkompromiß unerläßlichen Elemente mit ei-
nem Blankoscheck an die Kommission delegierte. Früher hatten die Regierungs-
chefs derartige Schlüsselfragen zur Weiterbehandlung immer an den Ministerrat
zurückgeschoben, wo sie oft lange unerledigt liegenblieben und nicht selten den
Gesamtkompromiß wieder ins Wanken brachten.
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Beschränkungen

Nicht zu vergessen sind jene Bestimmungen der EEA, wo die EG-Kommission
nicht erwähnt wird, obwohl man es hätte erwarten können. Die drei oder vier
Fälle betreffen alle die Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ). Deren
Präsidentschaft bekommt ein eigenes, von der Kommission völlig getrenntes Se-
kretariat, obwohl sich die Kommission diese Funktion selber zugetraut hätte. Im
Gegensatz zur Regelung im EG-Ministerrat hat die Kommission nicht das Recht,
eine EPZ-Sitzung zu verlangen. Nur ihre Präsenz auf allen EPZ-Arbeitsebenen
ist gewährleistet, und in Zusammenarbeit mit der EPZ-Präsidentschaft hat sie
dafür zu sorgen, daß die Kohärenz zwischen den Aktivitäten der EPZ und der
EG-Außenwirtschaftspolitik zustande kommt.

Personelles

Zum Nachfolger des am 1. August 1987 verstorbenen deutschen Kommissars
Alois Pfeiffer wurde am 22. September der Deutsche Peter M. Schmidhuber er-
nannt. Nach langjähriger Tätigkeit trat im Herbst der Generalsekretär der Kom-
mission in den Ruhestand. Emile Noel war eine außergewöhnliche Persönlichkeit
und genoß dank seiner Kompetenz, Geschmeidigkeit und Menschlichkeit weit
über Brüssel hinaus einen fast mythischen Ruf.

Bilanz

Alles in allem war es ein sehr erfreuliches Jahr, welches den institutionellen Sta-
tus und den Einfluß der Kommission in der laufenden EG-Politik stärkte. Drei
Schwächen und Einschränkungen bestehen fort. Echter Einfluß außerhalb des
EG-Bereichs, vor allem in der Politischen Zusammenarbeit, aber auch etwa in
Eureka, im EWS und in der Antiterror- und Sicherheitspolitik der ,,Trevi-Grup-
pe" , bleibt ihr verwehrt. Ihr Präsident bleibt institutionell schwach23, und alle
vier Jahre liegt die personelle Erneuerung vollständig und ausschließlich in der
Hand der Mitgliedstaaten. Solange letzteres so bleibt, können die Mitgliedstaa-
ten die Kommission nach Belieben stark oder schwach machen. Im Berichtsjahr
bekam das der tüchtige Binnenmarktkommissar Lord Cockfield zu spüren, der
bei der britischen Premierministerin in Ungnade fiel und Ende 1988 kaum mehr
wiederernannt werden dürfte. Und solange das so ist, bleibt die Kommission ab-
hängig von politischen Imponderabilien wie der deutschen Neigung, bei der Aus-
wahl von Kommissaren und Präsidenten für Brüssel die erste Politikergarnitur
schon fast reflexartig auszuschließen24.

Anmerkungen
1 Vgl. Jahrbuch der Europäischen Integration 3 Arbeitsprogramm der Kommission für 1988,

1985, S. 69-74, und 1986/87, S. 68-74. dem Europäischen Parlament von Präsident
2 Die EEA ist abgedruckt in: Jahrbuch der Eu- Delors am 20. 1. 1988 vorgelegt, Bulletin der

ropäischen Integration 1985, S. 431^52. EG, Beilage 1/1988.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1987188 67



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

4 Vgl. Thalmann, Jörg: Die Kommission, in:
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5. 73.

5 Vgl. Thalmann, Jörg, a.a.O. (s. Anm. 4) S.
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